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Sachverhalt

Die Bf. wurde 1972 als Mann geboren, lebt jedoch seit 
einer 2015 erfolgten geschlechtsumwandelnden Opera-
tion als Frau. 

2008 heiratete die Bf. Frau N., mit der sie zwei Kin-
der bekam. Nachdem die Ehe 2015 geschieden wurde, 
blieben die beiden 2009 bzw. 2012 geborenen Kinder 
bei ihrer Mutter. Im Juli 2015 wurde die Geschlechts-
umwandlung der Bf. gerichtlich anerkannt und ihr ein 
neues Identitätsdokument als Frau ausgestellt. Die Bf. 
hatte weiterhin regelmäßigen Kontakt zu ihren Kin-
dern, trug bei den Besuchen jedoch auf Wunsch von 
Frau N. Männerkleidung, da die Kinder nichts von der 
Geschlechtsumwandlung erfahren sollten. Ab Ende 
2016 widersetzte sich Frau N. weiteren Kontakten, weil 
diese ihrer Ansicht nach den Kindern schaden würden. 

Auf Antrag von Frau N. beschränkte das Moskauer 
BG Lyublinskiy mit Urteil vom 19.3.2018 die elterlichen 
Rechte der Bf. mit der Begründung, die aus der Trans-
sexualität resultierende Änderung ihrer Persönlich-
keit und die Offenlegung der Geschlechtsumwandlung 
wären für die Kinder traumatisierend und hätten nach-
teilige Folgen für deren seelische Gesundheit und psy-
chische Entwicklung. Das Gericht stützte sich auf ein 

entsprechendes Gutachten, das auf einer eingehenden 
Untersuchung der Bf. und ihrer Kinder beruhte.

Die Bf. erhob Berufung an das Stadtgericht Moskau 
und legte in der Verhandlung ein Privatgutachten vor, 
wonach ihre Transsexualität keine Gefahr einer Beein-
trächtigung der Kinder mit sich bringen und das Erst-
gutachten nicht den wissenschaftlichen Standards 
entsprechen würde. Das Berufungsgericht lehnte die 
Berücksichtigung dieses Gutachtens ab, weil es nicht 
bereits im erstinstanzlichen Verfahren vorgelegt wor-
den war. Die Berufung wurde am 16.6.2018 abgewiesen. 
Auch die folgenden Kassationsbeschwerden blieben 
erfolglos.

Nach Abschluss des Verfahrens übersiedelte Frau N. 
mit den Kindern, ohne die Bf. über ihre neue Anschrift 
zu informieren. Diese hat seither keine Kenntnisse dar-
über, wo die Kinder leben und wie es ihnen geht. Ihre 
Versuche, von der Moskauer Kommunalbehörde Aus-
kunft über die Adresse zu erhalten, blieben erfolglos, 
da diese Daten auch der Behörde nicht bekannt waren. 
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Die Bf. behauptete eine Verletzung von Art.  8 EMRK 
(hier: Recht auf Achtung des Familienlebens) alleine und 
iVm. Art. 14 EMRK (Diskriminierungsverbot). 

I.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 8 EMRK

(41) Die Bf. brachte [...] vor, die Einschränkung ihrer 
elterlichen Rechte [...] wäre nicht notwendig gewesen 
und hätte daher ihr Recht auf Achtung des Familienle-
bens verletzt. [...]

1.  Zulässigkeit

(42) Die vorliegende Beschwerde wurde von der Bf. in 
ihrem eigenen Namen und im Namen ihrer Kinder 
erhoben. [...]

(43) [...] Der vorliegende Fall betrifft eine Streitigkeit 
über Kontaktrechte zwischen der Bf. und der Mutter 
der Kinder, der die volle Obsorge zukommt. [...] In Fäl-
len, die sich aus Auseinandersetzungen zwischen Eltern 
ergeben, ist die Sicherstellung der Interessen des Kin-
des jenem Elternteil anvertraut, der die Obsorge inne-
hat. In solchen Situationen kann die Stellung als natür-
licher Elternteil nicht als ausreichende Grundlage für 
die Erhebung einer Beschwerde im Namen des Kindes 
angesehen werden. Angesichts seiner Rechtsprechung 
zu dieser Frage und der besonderen Umstände des vor-
liegenden Falls kommt der GH zu dem Schluss, dass die 
vorliegende Beschwerde, soweit sie im Namen der Kin-
der der Bf. erhoben wurde, gemäß Art.  35 Abs.  3 lit.  a 
und Abs. 4 EMRK [als unzulässig] zurückgewiesen wer-
den muss. 

(44) Soweit die Beschwerde von der Bf. im eigenen 
Namen erhoben wurde, ist sie weder offensichtlich 
unbegründet noch aus einem anderen [...] Grund unzu-
lässig. Sie muss daher für zulässig erklärt werden (ein-
stimmig). 

2.  In der Sache

(51) [...] Die Entscheidungen der innerstaatlichen 
Gerichte [...] begründeten einen Eingriff in das Recht 
der Bf. auf Achtung ihres Familienlebens [...]. [...] Sie 
beruhten auf dem Gesetz [...] und verfolgten legitime 
Zwecke, nämlich den »Schutz der Gesundheit oder der 
Moral« und der »Rechte und Freiheiten« der Kinder. Zu 
prüfen bleibt daher, ob der Eingriff »in einer demokrati-
schen Gesellschaft notwendig« war.

(52) [...] Die innerstaatlichen Gerichte beschränk-
ten die elterlichen Rechte der Bf. und entzogen ihr 
das Recht auf Kontakt zu ihren Kindern wegen ihrer 
Geschlechtsumwandlung und den angeblichen negati-
ven Auswirkungen, die die Kommunikation mit ihnen 
und die Information über die Geschlechtsumwandlung 
auf die psychische Gesundheit und Entwicklung der 

Kinder haben könnte.
(53) Es ist nicht Aufgabe des GH, an Stelle der inner-

staatlichen Gerichte zu prüfen, ob die Kommunikati-
on zwischen der Bf. und den Kindern für deren psychi-
sche Gesundheit und Entwicklung nachteilig wäre und 
ob ihr der Kontakt zu diesen untersagt werden sollte. Er 
muss sich allerdings vergewissern, ob die innerstaatli-
chen Gerichte, als sie eine solche Entscheidung trafen, 
eine eingehende Untersuchung der gesamten Familien
situation und einer ganzen Reihe weiterer relevanter 
Faktoren vorgenommen haben sowie eine ausgegliche-
ne und angemessene Einschätzung der jeweiligen Inte-
ressen jeder der betroffenen Personen, wobei die Suche 
nach der besten Lösung für das Kind ein durchgehen-
des Anliegen sein sollte.

(54) [...] Die innerstaatlichen Gerichte maßen [...] 
den Einschätzungen der psychiatrischen Gutachter [...] 
maßgebliches Gewicht bei. In ihrem Bericht [...] kamen 
diese zur Schlussfolgerung, dass die Information der 
Kinder über die Verwandlung der Bf. nachteilige Wir-
kungen auf ihre psychische Gesundheit haben würde. 
Zugleich bemerkten sie unter Verweis auf einen wis-
senschaftlichen Beitrag, das bislang keine verlässliche 
Forschung über Transgender-Elternschaft erfolgt wäre 
und diese Frage daher unzureichend erforscht sei. Der 
GH nimmt mit Sorge zur Kenntnis, dass die Gutachter 
zu ihren unvorteilhaften Schlüssen kamen, nachdem 
sie selbst ausdrücklich das Fehlen verlässlicher wis-
senschaftlicher Belege zu dieser Frage anerkannt hat-
ten. Zudem bemerkt er, dass es in den Gutachten weder 
Angaben darüber gab, inwiefern die Information über 
die Geschlechtsumwandlung der Bf. die psychische 
Gesundheit und Entwicklung der Kinder gefährden 
konnte, noch irgendwelche Hinweise darauf, wie diese 
Gefahr gemildert hätte werden können.

(55) Der GH nimmt das Argument der Bf. zur Kennt-
nis, wonach sich das Gutachten auf einen einzigen aka-
demischen Beitrag stützte, der in der wissenschaftlichen 
Gemeinschaft hoch umstritten war. Er bemerkt weiters 
den Hinweis der Drittbeteiligten auf das Bestehen zahl-
reicher Studien, wonach Befürchtungen über negative 
Auswirkungen einer elterlichen Geschlechtsumwand-
lung auf die Entwicklung eines Kindes unbegründet 
sind. Es ist allerdings nicht Aufgabe des GH, sich an der 
Beurteilung der Verlässlichkeit und Relevanz der vor-
liegenden Forschung über Transgender-Elternschaft zu 
beteiligen. Der hier zu prüfende Punkt ist vielmehr, ob 
die innerstaatlichen Gerichte unter Berücksichtigung 
des Kindeswohls eine ausgeglichene und angemessene 
Einschätzung der jeweiligen Interessen jeder der betrof-
fenen Personen [...] vorgenommen haben.

(56) Nach den einschlägigen internationalen Doku-
menten [insbesondere der UN-Kinderrechtskonventi-
on, der Allgemeinen Bemerkung Nr. 14 des Ausschusses 
für Kinderrechte und der Resolution 2048(2015) der Par-
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lamentarischen Versammlung des Europarats] sollten 
innerstaatliche Gerichte, wenn sie über die Einschrän-
kung von elterlichen Rechten und Kontakt entscheiden, 
darauf abzielen (1) Kinder und Eltern nicht zu trennen 
und im Fall einer Trennung regelmäßigen direkten Kon-
takt zwischen ihnen aufrechtzuerhalten; (2) das Kindes-
wohl als vorrangige Überlegung zu berücksichtigen und 
(3) die familiäre Gesamtsituation in einer genauen und 
individuellen Prüfung einzuschätzen. [...]

(57) Im vorliegenden Fall ist offensichtlich, dass die 
Urteile der russischen Gerichte den oben genannten 
Anforderungen nicht entsprachen. Sie zogen gewis-
se Beweise heran [...], stützten sich aber vornehmlich 
auf die Feststellungen in den Gutachten, ohne diese 
im Hinblick auf die spezifischen Umstände der famili-
ären Gesamtsituation näher zu hinterfragen. Während 
außer Streit steht, dass die Feststellungen von Exper-
ten in jeder vergleichbaren Situation für die gerichtli-
che Entscheidungsfindung relevant und wesentlich sein 
werden, ist genauso unumstritten, dass die Gerichte 
nicht auf die Überprüfung der Verlässlichkeit und Qua-
lität solcher Feststellungen verzichten sollten. Der ein-
geräumte Mangel an wissenschaftlicher Forschung, von 
der die Schlussfolgerungen der Experten unterstützt 
worden wären, und das offenkundige Fehlen einer 
Erklärung darüber, inwiefern der Kontakt zwischen der 
Bf. und ihren Kindern deren psychische Gesundheit 
negativ beeinträchtigen konnte, hätte die innerstaatli-
chen Gerichte [...] alarmieren und eine genaue Überprü-
fung der Verlässlichkeit und Qualität der ihnen vorge-
legten Feststellungen nach sich ziehen müssen. [...] Der 
GH kann die Tatsache nicht außer Acht lassen, dass die 
Gerichte ungeachtet des Fehlens jeglicher nachweisba-
rer Schädigung der Kinder die oben genannten Feststel-
lungen der Experten in den Mittelpunkt ihrer Entschei-
dungen stellten. Damit haben sie es [...] verabsäumt, 
eine eingehende Prüfung der familiären Gesamtsitua-
tion vorzunehmen, womit sie den Rechten der Bf. nicht 
genug Gewicht beigemessen haben.

(59) Im vorliegenden Fall wandten die innerstaatli-
chen Gerichte auf Antrag der Mutter die restriktivste 
der möglichen Maßnahmen an und beraubten die Bf. 
jeglichen Kontakts zu ihren Kindern. Angesichts der 
irreparablen Folgen, die der Zeitablauf für die Bezie-
hungen zwischen einem Kind und jenem Elternteil, bei 
dem es nicht lebt, haben kann, hätten sie besonders 
vorsichtig sein müssen, bevor sie zu dieser Maßnahme 
griffen.

(61) [...] Die innerstaatlichen Gerichte verabsäumten 
es somit, eine ausgeglichene und angemessene Ein-
schätzung der jeweiligen Interessen auf der Grundlage 
einer eingehenden Prüfung der familiären Gesamtsitu-
ation und weiterer relevanter Faktoren vorzunehmen. 
Der GH kommt daher zu dem Schluss, dass die Ein-
schränkung der elterlichen Rechte der Bf. und des Kon-

takts zu ihren Kindern nicht »in einer demokratischen 
Gesellschaft notwendig« war. 

(62) Folglich hat eine Verletzung von Art.  8 EMRK 
stattgefunden (einstimmig; im Ergebnis übereinstim-
mende Sondervoten von Richter Ravarani und Richterin 
Elósegui). 

II.  �Zur behaupteten Verletzung von Art. 14 EMRK

(63) Die Bf. brachte [...] weiters vor, die Einschränkung 
ihrer elterlichen Rechte wäre diskriminierend gewesen, 
weil diese einzig mit ihrer Geschlechtsumwandlung 
begründet worden sei.

1.  Zulässigkeit

(65) Der GH hat [...] einen Eingriff in das Recht der Bf. 
auf Achtung ihres Familienlebens [...] festgestellt. Folg-
lich ist im vorliegenden Fall Art.  14 iVm. Art.  8 EMRK 
anwendbar.

(66) [...] Dieser Beschwerdepunkt ist weder offensicht-
lich unbegründet noch aus einem anderen Grund [...]
unzulässig. Er muss daher für zulässig erklärt werden 
(einstimmig)

2.  In der Sache

(74) Wie der GH bemerkt, spielten die geschlechtliche 
Identität der Bf. und [...] ihre Geschlechtsumwandlung 
in der Begründung aller innerstaatlichen Entscheidun-
gen über die Einschränkung ihrer elterlichen Rechte 
eine zentrale Rolle. 

(75) Trotz der Vorkehrungen der innerstaatlichen 
Gerichte, die behaupteten, ihre Entscheidungen wür-
den nicht auf der Veränderung der Bf. beruhen, son-
dern auf den möglichen schädlichen Auswirkungen 
auf ihre Kinder, ist die unausweichliche Schlussfolge-
rung, dass ihre geschlechtliche Identität durchgehend 
im Zentrum der sie betreffenden Überlegungen stand 
und auf jeder Ebene des gerichtlichen Verfahrens omni-
präsent war. Der Einfluss der geschlechtlichen Identität 
der Bf. auf die Beurteilung ihrer Ansprüche steht daher 
nach Ansicht des GH fest und war ein entscheidender 
Faktor bei der Entscheidung, den Kontakt zu ihren Kin-
dern einzuschränken.

(76) Die Bf. wurde somit anders behandelt als ande-
re Eltern, die ebenfalls Kontakt mit ihren entfremde-
ten Kindern wünschen, deren geschlechtliche Iden-
tität jedoch mit ihrem bei der Geburt zugewiesenen 
Geschlecht übereinstimmt. In Betracht gezogen werden 
muss daher das Ziel, das hinter dieser Ungleichbehand-
lung steht und, wenn dieses Ziel legitim ist, ob diese 
Ungleichbehandlung gerechtfertigt war. [...]

(77) Gemäß der gefestigten innerstaatlichen Pra-
xis, die in den auslegenden Richtlinien des Obersten 
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Gerichtshofs ihren Ausdruck findet, sollten die rus-
sischen Gerichte bei der Entscheidung über die Ein-
schränkung elterlicher Rechte in erster Linie die mög-
lichen Gefahren für das Kind einschätzen, die Art und 
Schwere einer solchen Einschränkung sowie ihre mög-
lichen Konsequenzen für Gesundheit und Entwicklung 
des Kindes. [...]

(78) [...] Entgegen der genannten gefestigten Pra-
xis nahmen die innerstaatlichen Gerichte im vorlie-
genden Fall ihre Beurteilung nicht mit der gebotenen 
Sorgfalt vor. Sie prüften weder die mögliche Gefahr für 
die Kinder der Bf. noch die Art und Schwere der Ein-
schränkung der elterlichen Rechte, deren mögliche Fol-
gen für Gesundheit und Entwicklung eines Kindes oder 
irgendwelche anderen relevanten Faktoren. In Erman-
gelung solcher relevanten Überlegungen stützten die 
innerstaatlichen Gerichte ihre Entscheidungen auf 
die angeblich möglichen nachteiligen Wirkungen der 
Geschlechtsumwandlung der Bf. auf ihre Kinder. Die 
von den Gerichten vorgebrachten Gründe und die zur 
Untermauerung ihrer Position herangezogenen Bewei-
se können nicht als überzeugend und ausreichend 
angesehen werden (siehe oben Rn.  57), um das Beste-
hen irgendeines möglichen Nachteils für die Entwick-
lung der Kinder zu beweisen und die Einschränkung 
der elterlichen Rechte der Bf. zu rechtfertigen. 

(79) Als die innerstaatlichen Gerichte die elterlichen 
Rechte der Bf. und den Kontakt mit ihren Kindern ein-
schränkten, ohne eine angemessene Prüfung der mög-
lichen Schädigung der Kinder vorzunehmen, stützen 
sie sich auf ihre Geschlechtsumwandlung, griffen sie 
wegen ihres Status als Transgender-Person heraus und 
trafen eine Unterscheidung, die im Licht der Konventi-
onsstandards nicht berechtigt war. 

(80) Der GH sieht keinen Grund zu bezweifeln, dass 
die innerstaatlichen Gerichte in diesem Verfahren das 
legitime Ziel des Schutzes der Rechte der Kinder verfolg-
ten. In Ermangelung jeglicher nachweisbar überzeu-
genden und ausreichenden Gründe für die Ungleich-
behandlung erachtet es der GH jedoch als unmöglich 
zum Schluss zu kommen, dass zwischen den eingesetz-
ten Mitteln und dem verfolgten Ziel eine angemesse-
ne Verhältnismäßigkeit bestand. Daher begründete die 
umstrittene Entscheidung eine Diskriminierung. 

(81) Folglich hat eine Verletzung von Art. 14 iVm. Art. 8 
EMRK stattgefunden (einstimmig; im Ergebnis überein-
stimmende Sondervoten von Richter Ravarani und Richte-
rin Elósegui).

III.  Entschädigung nach Art. 41 EMRK

€ 9.800,– für immateriellen Schaden; € 1.070,– für Kos-
ten und Auslagen (einstimmig).


